


Rhens hat sich 
eine Braut aus-
geguckt
Kommunalreform Ver-
bandsgemeinde am Rhein 
sucht das Gespräch mit der 
Untermosel

Von unserer Redakteurin 

Angela Kauer 

Rhens. Wird’s was mit einer 
„VG Rhein-Untermosel“? 
Einen Schritt in diese Rich-
tung hat der Rhenser Rat in 
seiner jüngsten Sitzung ein-
geleitet. Die Mitglieder ha-
ben beschlossen, dass die 
Verbandsgemeinde (VG) 
Rhens mit der VG Untermo-
sel Gespräche in Sachen 
Kommunalreform aufneh-
men wird. Dazu wird eine 
sogenannte Lenkungsgrup-
pe eingesetzt, die Bürger-
meister Helmut Schreiber 
(SPD) bei den Verhandlun-
gen unterstützt. An ihr sollen 
Mitglieder aller Fraktionen 
aus dem Ältestenrat beteiligt 
sein.

Der Entscheidung voraus-
gegangen war eine in Teilen 
sehr lebhafte Diskussion. 
Ursprünglich standen näm-
lich zwei Anträge zur Ab-
stimmung: CDU, SPD und 
FWG schlugen in einem 
gemeinsamen Antrag vor, 
den Rhenser Bürgermeister 
zu beauftragen, Fusionsge-
spräche mit dem Bürger-
meister der Verbandsge-
meinde Untermosel einzulei-
ten. Der Landrat des Krei-
ses Mayen-Koblenz solle als 
Moderator hinzugezogen 
werden. „Er genießt das 
Vertrauen beider Verbands-
gemeinden“, führte CDU-
Fraktionssprecher Dr. Adolf 

Weiland aus, der den Antrag 
der drei Fraktionen vortrug. 
Ziel der Verhandlungen sol-
le der Entwurf eines Fusi-
onsvertrags zwischen den 
Rhensern und den Unter-
moselanern sein. „In diesem 
Vertrag sollten dann auch 
die für uns wichtigen Eck-
punkte stehen“, erläuterte 
Weiland. Zu diesen Eck-
punkten gehört unter ande-
rem, dass das Rathaus in 
Rhens erhalten bleibt, damit 
die Bürger dort Behörden-
gänge erledigen können.  

Etwas anders formuliert war 
dagegen der Antrag der 
Wählergruppe „Pro VG 
Rhens“: Die vierte Fraktion 
im Rhenser Verbandsge-
meinderat schlug vor, nicht 
nur Gespräche mit der VG 
Untermosel, sondern auch 
mit Boppard aufzunehmen. 
„Boppard war nie mit dem 
Herzen im Hunsrück“, mein-
te der „Pro VG Rhens“-
Sprecher Walter Strohmey-
er. Zudem sollten die Fusi-
onsgespräche nicht vom 
Bürgermeister allein, son-
dern von einer Verhand-
lungskommission geführt 
werden.

Vor allem in den Gesprä-
chen mit Boppard sahen die 
anderen Fraktionen jedoch 
keinen Sinn: In einem Brief 
an seinen Rhenser Amtskol-
legen Schreiber hatte der 
Bürgermeister der Nachbar-
stadt, Dr. Walter Bersch 
(SPD), zu verstehen gege-
ben, dass Boppard sich 
nicht aus dem Rhein-
Hunsrück-Kreis lösen wolle. 
Zudem ist die Stadt seit 
1976 Einheitsgemeinde 
(siehe „Bersch gibt VG 
Rhens einen Korb“). Rhens 
will im Kreis Mayen-Koblenz 
bleiben und die Eigenstän-
digkeit seiner Ortsgemein-

den nach Möglichkeit erhal-
ten. „Wie da eine Überein-
stimmung erzielt werden 
soll, ist mir schleierhaft“, 
hielt Horst Zimmermann 
(FWG) Strohmeyer entge-
gen.

FWG, SPD und CDU befür-
worteten dagegen den Vor-
schlag der Wählergruppe, 
eine Verhandlungskommis-
sion einzusetzen – auch 
wenn sich einige an dem 
Begriff „Kommission“ stie-
ßen. Nach einer kurzen Sit-
zungsunterbrechung einig-
ten sich die Fraktionen dar-
auf, ihre jeweiligen Anträge 
zurückzuziehen und eine 
gemeinsame Position zu 
formulieren. „Wenn der Rat 
gemeinsam ein Zeichen 
setzt, kann das nur gut für 
die VG sein“, sagte Stroh-
meyer dazu.  

Der Bürgermeister wird also 
Kontakt zur VG Untermosel 
aufnehmen. In den Ver-
handlungen steht ihm zwar 
keine Kommission, aber 
eine Lenkungsgruppe zur 
Seite. Sollte der Entwurf 
eines Fusionsvertrags zu-
stande kommen, wird er die 
Grundlage für weitere Ent-
scheidungen des Rhenser 
Rates sein – an denen dann 
auch die Bürger beteiligt 
werden sollen. Die VG 
Rhens zählt mit weniger als 
9000 Einwohnern zu den 32 
Gemeinden im Land, die im 
Zuge der Verwaltungs- und 
Kommunalreform mit einer 
anderen VG fusionieren 
müssen. Noch bis zum 30. 
Juni 2012 kann Rhens seine 
Möglichkeiten selbst auslo-
ten. Dann endet die Freiwil-
ligkeitsphase, und es wird 
eine gesetzliche Regelung 
geben.



Bersch gibt VG 
Rhens einen Korb 
Fusion Boppard winkt ab 

M Boppard. Auch die Stadt 
Boppard ist als Fusionspartner 
für Rhens in der Diskussion. 
Boppard selbst muss zwar 
aufgrund seiner Größe nicht 
fusionieren. Aber immerhin 
hatte Mainz im Zuge der Ge-
bietsreform auch Expertisen in 
Auftrag gegeben, die Einspar-
potenziale einer Zusammenle-
gung von Boppard und Rhens 
identifizieren sollten.  

Ein erstes Gespräch zwischen 
dem Rhenser Bürgermeister 

Helmut Schreiber und dem 
Bopparder Bürgermeister Wal-
ter Bersch hat es gegeben. „Ich 
wollte wissen, wie Boppard zu 
einer Fusion steht“, sagte 
Schreiber. Sein Amtskollege 
antwortete ihm schriftlich. In 
einem Brief stellt er klar, dass 
Boppard aufgrund seiner über-
durchschnittlichen Wirtschafts- 
und Steuerkraft der größte 
Kreisumlagenzahler ist. „Aus 
diesem Umstand wird deutlich, 
dass eine einseitige Herauslö-
sung aus dem Kreis nicht um-
setzbar ist“, schreibt Bersch. 
Außerdem ist Boppard seit 
1976 Einheitsgemeinde: Die 
zehn Gemeinden haben ihre 
eigenständige Entwicklung 
aufgegeben und sich auf das 
gemeinsame Gewerbegebiet 

konzentriert. Diese Entwicklung 
könne nur schwer rückgängig 
gemacht werden.

Die Rhenser Ratsmitglieder 
interpretierten diese Aussagen 
höchst unterschiedlich. Horst 
Zimmermann (FWG) sah keine 
Verhandlungsgrundlage. Denn 
Rhens will auch nach einer 
Fusion in jedem Fall im Kreis 
Mayen-Koblenz bleiben und 
die Eigenständigkeit seiner 
Ortsteile bewahren. CDU-
Sprecher Dr. Adolf Weiland 
sprach von einer freundlichen, 
aber bestimmten Absage. Ein-
zig Walter Strohmeyer von „Pro 
VG Rhens“ sah in Berschs 
Brief „kein Signal, nicht ins 
Gespräch zu kommen“. ank 


